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I. Hinführung
Am 26. November 2015 übergab der Edathy-Unter-
suchungsausschuss seinen Abschlussbericht zur sog.
Edathy-Affäre. Ziel war es aufzuklären, ob der Ex-Bundes-
tagsabgeordnete und ehemalige Vorsitzende des NSU-
Untersuchungsausschusses, Sebastian Edathy, von Partei-
freunden vor dem drohenden Ermittlungsverfahren wegen
Kinderpornographie oder gar einzelnen Untersuchungs-
handlungen, wie der Hausdurchsuchung seines Abgeord-
netenbüros und bei ihm zu Hause (§ 102 StPO), gewarnt
worden war. Jedenfalls ist es ihm bekanntlich gelungen,
sich rechtzeitig nach Dänemark abzusetzen. Seinen
Dienst-Laptop, auf dem sich kompromittierende Dateien
befunden haben könnten, meldete er als gestohlen.
Alles in allem war die Beweislage im dennoch eröff-
neten Hauptverfahren (§ 203 StPO) gegen Edathy damit
sehr dünn. Zu diesem strafprozessualen Problem trat das
materiell-rechtliche Problem, ob das Material, dessen Er-
werb man Edathy nachweisen konnte, unter den Straftat-
bestand des § 184 b StGB fiel oder nicht. Edathy hatte das
immer bestritten und darauf verwiesen, dass die Darstel-
lung nackter Jungen in der Kunst seit Jahrhunderten üb-
lich und legal sei. Die Staatsanwaltschaft Hannover selbst
sprach von Material im »Grenzbereich zu dem, was Justiz
unter Kinderpornographie versteht«.1 Auch das Bundes-
kriminalamt stufte das Material nach einer ersten Auswer-
tung als nicht eindeutig kinderpornographisch ein.
Thomas Fischer, streitbarer Bundesrichter, Autor des
verbreitetsten Kommentars zum StGB und neuerdings Ko-
lumnist für Die Zeit, entschuldigte sich öffentlich bei Eda-
thy: Das Besitzen nicht verbotener Nacktfotos minderjäh-
riger Personen begründe regelmäßig keinen Verdacht auf
den Besitz strafbarer Bilder.2
Bereits nach anderthalb Stunden des ersten Prozess-
tages wurde die Hauptverhandlung unterbrochen und
mutmaßte die Presse über eine mögliche Verfahrensein-
stellung gegen ein Geständnis. Es ist offenbar vor allem
die Staatsanwaltschaft, die ihre Zustimmung zur Verfah-
renseinstellung (§ 153 a Abs. 2 StPO) von der Bedingung
abhängig machte, dass Edathy zuvor eine »geständige
Einlassung« abgebe. »Ich möchte keine Wischi-Waschi-
Verteidigererklärung«, wird der Staatsanwalt zitiert.3 Zu
Beginn des zweiten Verhandlungstages lässt Edathy sei-
nen Verteidiger eine Erklärung abgeben, dass die gegen
ihn erhobenen Vorwürfe zuträfen. Das LG Verden stellte
den Prozess gegen Edathy daraufhin gegen Zahlung von
5.000 Euro gem. § 153 a StPO ein. Die »Klarstellung« Eda-
thys erfolgte dann via Facebook: Die Einstellung des Ver-
fahrens sei richtig, aber seine Erklärung sei kein Ge-
ständnis gewesen. Die Staatsanwaltschaft Hannover kann
augenscheinlich damit leben, es gehe ihr nicht darum
»nachzutreten«.
So können beide Seiten für sich reklamieren, sich
durchgesetzt zu haben: Die Staatsanwaltschaft hat ihr
»Geständnis«. Der Beschuldigte bestreitet, eine Schuld
eingestanden zu haben. Und die Öffentlichkeit darf wei-
terhin darüber rätseln, ob Edathy nun schuldig ist oder
nicht.
Wie nicht selten nach Verfahrenseinstellungen nach
§ 153 a StPO ist ein Teil der Öffentlichkeit – und das heißt
heutzutage vor allem die Internetöffentlichkeit – natürlich
mit dem Verfahrensergebnis unzufrieden, das als ein –
noch dazu allzu billiges – »Freikaufen« verstanden wird.
Diese Kritik wäre freilich eher noch größer als kleiner,
wenn Edathy einen größeren Geldbetrag als die für einen
ehemaligen Bundestagsabgeordneten vergleichsweise
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1 Der Spiegel, 14. 2. 2014. 2 Fischer, Zeit-Online v. 6. 3. 2014 – in diesem Sinne auch Eibach/
Ruhs, JURA 2015, 718, 721 f.; Satzger, Beulke-FS, S. 1009, 1017 ff.; s.
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läppischen 5.000 Euro hätte bezahlen müssen. Zum Ver-
gleich: Das Verfahren gegen den Alt-Bundekanzler Helmut
Kohl ist 2001 gegen Zahlung von 300.000 DM, das gegen
den Formel-1-Boss Bernie Ecclestone 2014 gegen Zahlung
von 100 Millionen Dollar (davon 1 Million an die Deutsche
Kinderhospizstiftung, 99 Millionen an die bayerische
Staatskasse) eingestellt worden.4
Diese Kritik ist jedoch im Verfahren nach § 153 a StPO,
das als ein konsensuales Verfahren mit vertragsähnlichen
Elementen verstanden werden kann, weil es in Absatz 1 im
Regelfall (also außerhalb von § 153 a Abs. 1 S. 7 i. V. m.
§ 153 Abs. 1 S. 2 StPO) die Zustimmung des Gerichts zur
Einstellung des Verfahrens (bzw. dem Absehen von Ver-
folgung) durch die Staatsanwaltschaft, in Absatz 2 die Zu-
stimmung der Staatsanwaltschaft zur Einstellung durch
das Gericht und – anders als bei der Erledigung nach § 153
StPO – in beiden Absätzen stets die Zustimmung des Be-
schuldigten voraussetzt, selbst angelegt und sollte nicht
dazu führen, das im Großen und Ganzen5 bewährte Ver-
fahren zu desavouieren.6
Fraglich ist jedoch, ob dem Beschuldigten für die Ver-
fahrenseinstellung nach § 153 a StPO überhaupt ein Ge-
ständnis abverlangt werden darf, wie das im Edathy-Ver-
fahren einer breiten Öffentlichkeit erstmals vorgeführt
worden ist, oder ob das der StPO widerspricht.7 In diesem
Falle wäre der Entscheidung entgegenzutreten und über
den Einzelfall hinaus darauf zu bestehen, dass das Vor-
gehen nicht weiter Schule macht. Andernfalls handelte es
sich um einen Präzedenzfall für zukünftige Verfahrensein-
stellungen nach § 153 a und möglicherweise auch § 153
StPO. Anzusetzen ist an den beiden Voraussetzungen der
Vorschrift, die den Grad des öffentlichen Interesses (II.)
und der Schuld (III.) betreffen.
II. Geständnis zur Beseitigung des
öffentlichen Interesses
Anwendungsvoraussetzung des § 153 a StPO ist zunächst
das Bestehen eines öffentlichen Interesses an der Strafver-
folgung, welches nicht mit der »besonderen Bedeutung
des Falles« i. S. v. §§ 24 Abs. 1 Nr. 3, 74 Abs. 1 S. 2 GVG
verwechselt werden darf, die hier die Zuständigkeit des
Landgerichts begründet hat.
Nach der Anlage des § 153 a StPO wird dieses öffent-
liche Interesse an der Strafverfolgung aber nicht schon vor
dem Beschluss beseitigt, mit dem das Verfahren nach
§ 153 a StPO vorläufig eingestellt wird, sondern erst da-
nach, nämlich durch die Erfüllung der in dem Beschluss
erteilten Auflagen undWeisungen. Ob die darauf folgende
endgültige Verfahrenseinstellung ihre Rechtsgrundlage
überhaupt noch in § 153 a StPO findet, ist streitig, da der
Strafklageverbrauch gem. § 153 a Abs. 1 S. 5 StPO bereits
durch die Erfüllung der Auflagen und Weisungen eintritt.
Das LG Verden wendet § 153 a StPO dennoch auch auf die
endgültige Verfahrenseinstellung an und befindet sich da-
mit in Gesellschaft der h. M.8
Würde das im Vorfeld der Einstellung abgelegte Ge-
ständnis das öffentliche Interesse beseitigen, so wäre nicht
§ 153 a sondern § 153 StPO die richtige Vorschrift für die
Verfahrenseinstellung. Auch »prominenten Beschuldig-
ten« darf die Möglichkeit der Verfahrenseinstellung nach
den §§ 153, 153 a StPO nicht grundsätzlich vorenthalten
werden.9 Deshalb darf das »öffentliche Interesse an der
Strafverfolgung« nicht mit der zuständigkeitsbegründen-
den »besonderen Bedeutung des Falles« i. S. d. §§ 24 Abs. 1
Nr. 3, 74 Abs. 1 S. 2 GVG gleichgesetzt werden. Eine solche
ergab sich hier schonaus dem Interesse derMedienundder
Öffentlichkeit.10 Dagegen begründet die Stellung des Be-
schuldigten im öffentlichen Leben noch kein öffentliches
Interesse i. S. d. §§ 153 f. StPO11 und ebensowenig, »dass die
Tat eine besondere Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit
gefundenhat und indenMedienerörtertworden ist«.12
Vielmehr hat das LG Verden trotz des Geständnisses
noch eine Geldzahlung von 5.000 Euro für erforderlich
aber auch ausreichend gehalten, um das öffentliche Inte-
resse zu beseitigen. Das lässt zwar denklogisch die Mög-
lichkeit offen, dass das öffentliche Interesse an der Straf-
verfolgung vor der Ableistung des Geständnisses noch
größer war und nur durch eine entsprechend höhere Geld-
4 Weitere spektakuläre Beispiele bei Sinner, Der Vertragsgedanke im
Strafprozessrecht, 1999, S. 147 Fn. 50.
5 Die Kritik ist nie ganz verstummt (s. zuletzt Brüning, ZIS 2015, 586;
Deiters, GA 2015, 371), nur »abgeflaut«, vgl. LR-Beulke, StPO, 26. Aufl.
2008, § 153 a Rn. 10; Beulke/Fahl, NStZ 2001, 426, 427.
6 LR-Beulke (Fn. 5), § 153 a Rn. 10.
7 So Rosenstock, StV 2015, 654, 660; s. auch Dahs, Handbuch des
Strafverteidigers, 7. Aufl. 2005, Rn 323.
8 LR-Beulke (Fn. 5), § 153 a Rn. 101.
9 Richtig LG Verden, Pressemitteilung v. 3. 3. 2015 zum Beschluss v.
2. 3. 2015: »… wie bei jedem anderen nicht vorbestraften Angeklagten
in einem vergleichbaren Fall«.
10 Vgl. BGHSt 44, 34, 36; Beulke, Strafprozessrecht, 12. Aufl. 2012,
Rn. 42.
11 LR-Beulke (Fn. 5), § 153 Rn. 33; a. A. KK-Diemer, StPO, 7. Aufl.
2013, § 153 Rn. 14 f.
12 LR-Beulke (Fn. 5), § 153 Rn. 33; ferner HK-Gercke, StPO, 5. Aufl.
2012, § 153 Rn. 5;Hobe, Leferenz-FS, 1983, S. 629, 645; s. auch Beulke/
Fahl, NStZ 2001, 426, 429; a. A. KK-Diemer (Fn. 11), § 153 Rn. 15.
242 Abhandlung – Christian Fahl, Verfahrenseinstellung nach § 153 a StPO – »Fall Edathy«
auflage hätte beseitigt werden können, aber auch diese
Deutung ist wenig plausibel.
Auch wenn zwischen »öffentlichem Interesse« und
der durch das Geständnis möglicherweise gemilderten
»Schuld« (s. nachfolgend III.) gewisse »Wechselwirkun-
gen« bestehen,13 ist doch im Gegenteil davon auszugehen,
dass durch das Einräumen des Sachverhalts und das
Schuldeingeständnis des Beschuldigten, für den bis dato
die Unschuldsvermutung galt, das »öffentliche Interesse«
an der Strafverfolgung eher noch größer als kleiner gewor-
den ist.
III. Geständnis zur Beseitigung oder
Minderung der Schuld
Fraglich ist, ob das Geständnis im Hinblick auf die zweite
Anwendungsvoraussetzung – genauer noch: um diese
herzustellen – gefordert werden kann, wobei freilich die
Beseitigung der Schuld durch das Geständnis weder für
§ 153, der eine »geringe Schuld« voraussetzt, noch für
§ 153 a StPO, der eine jedenfalls »nicht entgegenstehende
Schuld« voraussetzt, erforderlich ist. Was Letzteres genau
bedeutet, ist umstritten: Nach Meinung mancher wird der
Anwendungsbereich der Vorschrift damit »bis zur Grenze
der schweren Schuld«,14 u. U. sogar noch darüber hinaus,15
verlängert. Nach der wohl h. M. wird damit die Möglichkeit
der Verfahrenseinstellung lediglich in den Bereich »mitt-
lerer« Schuld hinein ausgedehnt,16 aber nicht darüber hi-
naus.
Insofern erscheint es denkbar, dass erst das Geständ-
nis die Anwendungsvoraussetzungen der §§ 153, 153 a
StPO schafft. Insoweit ist in der Rspr. anerkannt, dass ein
Geständnis über die »doppelte Indizkonstruktion« einen
Strafmilderungsgrund abgeben kann,17 wobei Grundlage
der Strafzumessung nach § 46 Abs. 1 StGB die »Schuld«
ist. Damit könnte das Geständnis auch dazu benutzt wer-
den, die Schuld soweit herabzusetzen, dass eine Anwen-
dung der §§ 153, 153 a StPO dadurch erst möglich wird.
Abgesehen davon, dass nichts dafür spricht, dass Staats-
anwaltschaft oder Gericht die Schuld von Edathy ur-
sprünglich als so gravierend angesehen hätten, dass ohne
ein schuldminderndes Geständnis eine Einstellung nicht
in Betracht gekommen wäre – das Gericht führt im Gegen-
teil mit den durch die öffentliche Berichterstattung erlitte-
nen Nachteilen, dem Verlust des gesellschaftlichen und
privaten Ansehens und dem Ende der politischen Karrie-
re18 Umstände an, die beinahe schon ein Absehen von
Strafe nach § 60 StGB rechtfertigen würden –, sprechen
die besseren Gründe gegen diese Konstruktion und dafür,
dass der Beschuldigte zwar jederzeit ein Geständnis able-
gen kann, die amtlichen Verfahrensbeteiligten ein solches
von ihm aber nicht fordern dürfen.
Anders als bei Jugendlichen nach § 47 Abs. 1 Nr. 3 JGG
setzt die Einstellung nach § 153 a StPO nämlich keinen
»geständigen« Beschuldigten voraus.19 Nach § 257 c Abs. 2
S. 2 StPO »soll« zwar ein Geständnis Bestandteil jeder Ver-
ständigung sein. Aber auch eine solche Vorschrift fehlt bei
§ 153 a StPO. Schließlich ist zu bedenken, dass das dem
Beschuldigten abverlangte Schuldeingeständnis auch
nicht als Auflage oder Weisung in Betracht käme.20 Zwar
enthält § 153 a Abs. 1 StPO seit 1999 keinen abschließen-
den Katalog mehr und eröffnet Staatsanwaltschaft und
Gericht mit dem Wörtchen »insbesondere« nunmehr die
Möglichkeit, auch dort nicht aufgezählte »unbenannte«
Auflagen undWeisungen zu erteilen.
Dieses »Auflagen- und Weisungserfindungsrecht« hat
seine Grenzen jedoch in den Grundrechten. Der Weisung,
öffentliche Reuebekundung abzugeben, ein »Büßerhemd«
zu tragen oder sich auf dem Marktplatz an den »Pranger«
zu stellen sind daher rechtsstaatliche Grenzen gesetzt.21
Das gilt auch für das »Büßerhemd« in der Medienöffent-
lichkeit und den Internet-Pranger. Diese Grenzen dürfen
nicht dadurch umgangen werden, dass man dem Beschul-
digten ein entsprechendes Schuldeingeständnis nicht als
Auflage oder Weisung, sondern quasi im Vorgriff auf die
für diesen Fall in Aussicht gestellte Verfahrenseinstellung
vorab abverlangt.22 Vieles spricht dafür, dass das auch gar
nicht Absicht von Staatsanwaltschaft und Gericht war.23
Stattdessen bietet sich eine ganz andere Deutung an.
13 Vgl. dazu LR-Beulke (Fn. 5), § 153 Rn. 31 a. E.
14 So noch KK-Schoreit, StPO, 6. Aufl. 2008, § 153 a Rn. 11; anders
mittlerweile KK-Diemer (Fn. 11), § 153 a Rn. 10.
15 KMR-Plöd, StPO, Stand: 77. Erg.-Lfg. (Okt. 2015), § 153 a Rn. 13:
»nicht allzu schwer«.
16 Beulke (Fn. 10), Rn. 337 a; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 58. Aufl.
2015, § 153 a Rn. 7; Pfeiffer, StPO, 5. Aufl. 2005, § 153 a Rn. 2: »durch-
schnittlich«.
17 Siehe dazu SSW-Eschelbach, StGB, 2. Aufl. 2014, § 46 Rn. 125; vgl.
auch Beulke/Satzger, JuS 1997, 1072, 1077 f.
18 LG Verden, Beschluss v. 2. 3. 2015 – laut Pressemitteilung v.
3. 3. 2015.
19 Gerade dies steht der Anwendung des § 153 a StPO auf Jugend-
liche entgegen, s. Fahl, Schreiber-FS, S. 63, 66.
20 Nicht einmal im Rahmen eines Täter-Opfer-Ausgleichs, vgl. KK-
Diemer (Fn. 11), § 153 a Rn. 24.
21 LR-Beulke (Fn. 5), § 153 a Rn. 70.
22 So i.E. auch Rosenstock, StV 2015, 654, 658 f.
23 Es kann daher keine Rede davon sein, dass die amtlichen Ver-
fahrensbeteiligten von Edathy verlangt hätten, »zu Kreuze zu krie-
chen«, vgl. aber Ostseezeitung v. 24. 2. 2015.
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IV. Geständnis zur Überwindung
von Beweisschwierigkeiten
Anzunehmen ist vielmehr, dass Staatsanwaltschaft und
Gericht auf die Ablegung eines Geständnisses bestanden,
weil sie andernfalls von der Schuld des Angeklagten nicht
überzeugt gewesen wären. Das ist aber – auch wenn Über-
zeugung hier nicht in dem sonst in der StPO gebräuchli-
chen Sinne verstanden werden kann24 – für die Anwen-
dung des § 153 a StPO erforderlich. Staatsanwaltschaft und
Gericht dürfen nicht auf die Erfüllung von Auflagen oder
Weisungen hinwirken, solange sie noch Zweifel an einer
andernfalls möglichen Verurteilung haben.25
Es kann nicht ernsthaft bestritten werden, dass der
Zahlungsauflage bei § 153 a StPO mindestens auch die
Funktion einer Sanktion zukommt.26 Sonst ließe sich auch
nicht erklären, wie ihre Erfüllung das öffentliche Interesse
an der Strafverfolgung und damit an der Verhängung einer
strafrechtlichen Sanktion beseitigen könnte.27
Bevor dem Beschuldigten angesonnen werden kann,
eine solche »Sanktion im weiteren Sinne« auf sich zu
nehmen, muss daher mit hoher Wahrscheinlichkeit aus-
geschlossen werden können, dass er im Falle der Weiter-
führung des Verfahrens freigesprochen werden würde.28
Dazu kann ein Geständnis dienen, wenn damit beispiels-
weise andernfalls bestehende Beweisschwierigkeiten aus-
geräumt werden. Dagegen ist im Prinzip nichts auszuset-
zen. Der Beschuldigte muss darauf nicht eingehen. Er
kann, wie das Exempel des zurückgetretenen Bundesprä-
sidenten Wulff zeigt, dem Verfahren nach § 153 a StPO
seine Zustimmung verweigern und auf Freispruch setzen.
Der Beschuldigte, dem ein Geständnis zur Herbeiführung
der Einstellungsvoraussetzungen abverlangt wird, befin-
det sich insoweit in keiner anderen Lage als der Beschul-
digte, der erwägen muss, ob er seine Zustimmung zu den
Auflagen und Weisungen nach § 153 a StPO erteilt oder
nicht.
Ein Schuldeingeständnis liegt in Letzterem nicht.29
Das ergibt sich schon daraus, dass auch viele Unschuldige
die schnelle Verfahrensbeendigung nach § 153 a StPO ei-
nem langwierigen und u. U.mit weiteren Nachteilen behaf-
teten Verfahren bis zum Urteil den Vorzug geben werden.
Vielleicht liegt hierin ein Grund für die unterschiedliche
Interpretation der »geständigen Einlassung« durch die
Staatsanwaltschaft auf der einen und den Angeklagten auf
der anderen Seite, der darin letztlich doch kein Schuld-
eingeständnis mehr sehen wollte. Diese Erklärung wäre
freilich perplex. Gefordert und erforderlich zur Einstellung
nach § 153 a StPOwar nämlich nicht die bloße Zustimmung
zu den Auflagen und Weisungen nach § 153 a StPO, son-
dern eine »geständige Einlassung«. Darauf zu beharren,
ein Schuldeingeständnis nicht abgegeben zu haben, hieße
in dieser Situation ein falsches Geständnis abgelegt zu
haben, um zu erreichen, dass das Gericht von der Möglich-
keit der Verfahrenseinstellung Gebrauchmachen kann.
Mit einem falschen Geständnis aus Gründen der
schnelleren Verfahrenserledigung darf das Gericht sich
aber nicht begnügen, sondern muss in den oben genann-
ten Grenzen von der Schuld des Angeklagten »überzeugt«
sein, andernfalls hat es das Verfahren fortzusetzen oder
den Angeklagten freizusprechen. Hat Edathy also sein Ge-
ständnis noch vor der endgültigen Verfahrenseinstellun-
gen im Internet widerrufen, so dürfte das Gericht das Ver-
fahren wohl nicht nach § 153 a StPO einstellen, wenn es
demWiderruf mehr Glauben schenkt als dem vorangegan-
genen Geständnis. Das muss es freilich nicht und hat es
wohl auch nicht getan.
Das Gesagte betrifft freilich nur die Tatsachenbasis der
Entscheidung, z. B. etwa Edathy irgendwelche Dateien tat-
sächlich gekauft und heruntergeladen hat. Für die Rechts-
frage der Strafbarkeit dieses Verhaltens ist das Gericht
allein verantwortlich – »iura novit curia«. Diesbezügliche
Zweifel können nicht mit Hilfe eines »Geständnisses« aus-
geräumt werden. Vom Beschuldigten oder seinem Vertei-
diger kann nicht verlangt werden, dass er dem Gericht die
Beantwortung der Frage abnimmt, ob ein bestimmtes Ver-
halten unter einen Straftatbestand fällt oder nicht.
Zwar hat bereits das LG Bonn im Verfahren gegen den
Alt-Bundekanzler Helmut Kohl die Frage der Strafbarkeit
des vorgeworfenen Verhaltens offen lassen zu dürfen ge-
meint und behauptet, die Ungewissheit über das Ergebnis
wegen bislang ungeklärter Rechtsfragen sei ein in der
Rechtspraxis anerkannter Einstellungsgrund.30 Sollte es
diese Praxis wirklich geben, so wäre ihr jedoch zu wider-
sprechen: Vor der Verhängung der Sanktion im weiteren
Sinne setzt das Gesetz voraus, dass Staatsanwaltschaft
und Gericht sich darüber klar werden, ob sie das Verhalten
des Beschuldigten überhaupt für strafbar halten. Weder
24 So zu Recht einschränkend LR-Beulke (Fn. 5), § 153 a Rn. 40.
25 LR-Beulke (Fn. 5), § 153 a Rn. 40.
26 Meyer-Goßner/Schmitt (Fn. 16), § 153 a Rn. 12, spricht von »beson-
deren nichtstrafrechtlichen Sanktionen«; s. auch Wagner, ZStW 109
(1997), 559;Weigend, ZStW 109 (1997), 106.
27 Beulke/Fahl, NStZ 2001, 426, 428 m. w. N.
28 Siehe LR-Beulke (Fn. 5), § 153 a Rn. 39.
29 BVerfG, NJW 1991, 1530; StV 1996, 163; LR-Beulke (Fn. 5), § 153 a
Rn. 41; Sickor, Das Geständnis, 2014, S. 39. 30 Vgl. LG Bonn, NJW 2001, 1736, 1738.
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die Staatsanwaltschaft noch das Gericht dürfen in ihren
Augen möglicherweise strafloses Verhalten gleichsam
»auf Verdacht«mit Sanktionen belegen.31
Es spricht vieles dafür, dass das Gericht genau das
getan und sichmit der Geständnisforderung nur aus seiner
Verantwortung für die Beantwortung der entscheidenden
Fragen zu stehlen versucht hat.
IV. Fazit
Da Beschlüsse nach § 153 a StPO mit keiner Begründung
versehen zu werden pflegen,32 kann abschließend nicht
beurteilt werden, ob ein Geständnis zu Recht oder zu Un-
recht verlangt worden ist. Zwar ist es verständlich, wenn
Gerichte auf eine Beschlussbegründung verzichten. Wer
viel sagt, bietet auch größere Angriffsflächen.33 Trotzdem
hinterlässt die Verfahrenseinstellung im Verfahren Eda-
thy, wie schon die Verfahrenseinstellung im Kohl-Ver-
fahren, zwiespältige Gefühle.34 Einerseits erscheint eine
rechtsfehlerfreie Verfahrenseinstellung in beiden Fällen
durchaus möglich, andererseits erscheint es wahrschein-
lich, dass die Gerichte das Verfahrensrecht falsch aus-
gelegt haben. Bleibt nur zu hoffen, dass die Gerichte vor
der standardmäßigen, flächendeckenden Forderung von
Geständnissen als Voraussetzung für die Verfahrensein-
stellung nach § 153 a StPO zurückschrecken und dazuwirk-
lich nur in begründeten Ausnahmefällen greifen. Die Cau-
sa Edathy hat ihre Spuren bereits im StGB hinterlassen,35
sie sollte es nicht auch noch im Prozessrecht tun.
31 So bereits Beulke/Fahl, NStZ 2001, 426, 428; s. auch Ostendorf,
Strafprozessrecht, 2. Aufl. 2015, Rn. 247.
32 Beulke/Fahl, NStZ 2001, 426, 427; de lege ferenda eine Begrün-
dungspflicht fordernd Brüning, ZIS 2015, 586, 592.
33 So schon Beulke/Fahl, NStZ 2001, 426, 427.
34 Vgl. dazu Beulke/Fahl, NStZ 2001, 426, 427 = auch abgedruckt in
Jahrbuch der Juristischen Zeitgeschichte Bd. 3 (2001/2002), S. 523 ff.
35 Vgl. das 49. StrÄndG v. 21. 1. 2015, BGBl. I, 10.
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